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BEG §§ 177a, 35
1. Ein Leistungsvorbehalt ist auch zulässig bei Ungewißheit 

über die Auswirkung rechtserheblicher Umstände, wenn 
diese Ungewißheit auf der Verletzung der Mitwirkungs­
pflicht des Rentenempfängers beruht (hier: verspätete 
Vorlage amtlicher Einkommensunterlagen).

2. Eine nachträgliche Änderung der Verhältnisse im Sinne 
von § 35 BEG liegt nicht vor, wenn die Einkommensver­
hältnisse sich bereits bei Erlaß des früheren Renten­
bescheides geändert hatten, ihre Berücksichtigung wegen 
verzögerter Vorlage der Einkommensbelege aber erst zu 
einem späteren Zeitpunkt möglich war. In einem solchen 
Fall ist die Geltendmachung eines Leistungsvorbehalts 
daher unabhängig von den Voraussetzungen des § 35 BEG 
zulässig.
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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Mai und der Bundes­
richter Maaß, von der Mühlen, Zorn und Dr. Woesner
in der Sitzung vom 1. Juli 1969 
beschlossen:

Die Beschwerde der Klägerin gegen die 
Nichtzulassung der Revision im Urteil 
des 7. Zivilsenats - Entschädigungsse­
nats - des Oberlandesgerichts Koblenz 
vom 30. Oktober 1968 wird zurückgewie­
sen.
Das Beschwerdeverfahren ist gebühren- 
und auslagenfrei; die außergerichtlichen 
Kosten trägt die Klägerin.

G r ü n  d e :

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Klägerin 
zurückgewiesen, weil die Entschädigungsbehörde mit dem 
Änderungsbescheid vom 1. Oktober 1965 zu Recht den Hun­
dertsatz der Rente rückwirkend ab 1. Januar 1964 herab­
gesetzt habe. Diese Berechtigung ergebe sich aus dem 
in den Änderungsbescheid vom 21. Januar 1965 aufgenom­
menen Leistungsvorbehalt, wonach der bisherige Hundert­
satz vorläufig weiter gelte, "vorbehaltlich der Fest­
stellung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhält­
nisse ab 1.1.1963". Der Leistungsvorbehalt sei wegen 
der damals noch fehlenden amtlichen Einkommensunter­
lagen gerechtfertigt gewesen. Diese Einkommensunter­
lagen habe die Klägerin erst am 31. Mai 1965 einge­
reicht.
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Diese Ausführungen lassen keinen Rechtsfehler erken­
nen» Das Berufungsgericht hat zutreffend die Zulässig­
keit des Leistungsvorbehalts im Änderungsbescheid vom 
21. Januar 1965 bejaht. Der Bundesgerichtshof hat zwar 
in dem Beschluß RzW 1968, 208 Nr. 41 entschieden, daß 
ein Leistungsvorbehalt nicht auf bereits vorhandene, 
von der Entschädigungsbehörde aber noch nicht oder nicht 
vollständig aufgeklärte Umstände gestützt werden könne. 
Diese Entscheidung stützte sich auf den ab 18. Septem­
ber 1965 neu in das BEG aufgenommenen § 177 a, der 
einen Leistungsvorbehalt nur dann für zulässig erklärt, 
wenn ein Entschädigungsanspruch in seinem Bestand oder 
in seiner Höhe von Umständen abhängig ist, deren Ein­
tritt noch ungewiß ist oder die sich in Zukunft ändern 
können. Unabhängig davon, daß im vorliegenden Fall 
der Änderungsbescheid mit dem Leistungsvorbehalt be­
reits vor Inkrafttreten des neuen § 177 a BEG erlassen 
worden ist, lag der Sachverhalt bei dem in RzW 1968,
208 Nr. 41 entschiedenen Fall anders als hier. Während 
dort bei Erlaß des Änderungsbescheides alle Umstände, 
von denen der Entschädigungsanspruch in seinem Bestand 
und in seiner Höhe abhängig war, bereits aktenkundig 
waren und deshalb keine Ungewißheit über deren Vorliegen 
mehr bestand, war im vorliegenden Fall bei Erlaß des 
Änderungsbescheides vom 21. Januar 1965 eine endgül­
tige Festsetzung des Hundertsatzes der Rente und damit 
auch des Rentenbetrages selbst nicht möglich, weil die 
Klägerin trotz entsprechender Aufforderung der Entschä­
digungsbehörde die amtlichen Einkommensunterlagen ihres 
Ehemannes nicht vorgelegt hatte» In einem solchen Fall 
tritt daher an die Stelle der Ungewißheit über den 
Eintritt rechtserheblicher Umstände die Ungewißheit 
über die Auswirkung dieser Umstände. Es bestehen keine 
rechtlichen Bedenken dagegen, auch in diesen Fällen
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einen Leistungsvorbehalt für zulässig zu erachten. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn wie hier der Grund für 
die Ungewißheit allein beim Rentenempfänger liegt, weil 
er insoweit seine Mitwirkungspflicht verletzt hat.

Die Klägerin kann sich auch nicht darauf berufen, 
daß der Geltendmachung des Vorbehalts § 35 BEG entge­
genstehe, weil die neu errechnete Rente nicht um min­
destens 10 vom Hundert von der bisher festgesetzten 
Rente abweiche. Der Bundesgerichtshof hat zwar in dem 
zur Veröffentlichung bestimmten Urteil vom 10. Juni 
1969 - IX ZR 296/67 - entschieden, daß §§ 21, 35 BEG 
mittels eines Leistungsvorbehaltes nicht ausgeschal­
tet werden können. Hier liegt jedoch kein Fall des 
§ 35 BEG vor. Entgegen der Annahme der Beschwerde­
führerin handelt es sich im vorliegenden Fall nicht 
um eine nach Bescheiderlaß eingetretene Änderung der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Klägerin. Bereits bei Erlaß des Änderungsbescheides 
vom 21. Januar 1965 hatten sich die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Klägerin für das Jahr 1964 in der 
Weise geändert, daß die Höhe des Einkommens ihres 
Ehemannes die Annahme besonders günstiger wirtschaft­
licher Verhältnisse begründete» Der Umstand, daß die 
Klägerin über die Höhe dieser Einkünfte erst verspä­
tet Rechnung legte, kann nicht dazu führen, daß die 
Änderung der Verhältnisse erst zu diesem späteren 
Zeitpunkt eintritt und damit zu einer nachträglichen 
Änderung im Sinne von § 35 BEG wird. Die Entschädi­
gungsbehörde war daher nicht gehindert, den Leistungs­
vorbehalt im Änderungsbescheid vom 21.* Januar 1965 
ohne Rücksicht auf § 35 BEG geltend zu machen.



Da auch sonst keine Gründe für die Zulassung der 
Revision vorliegen (§ 219 Abs. 2 BEG), muß die so­
fortige Beschwerde zurückgewiesen werden.

Mai Zorn
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